
Deutscher Pfanertag
in Frankfurt a. M.

X. Berlin, 13. Sept. (Privattel.) Wie verschie«
dene Berliner Zeitungen aus Frankfurt a. M . mel-
den, ist in der Aula der dortigen Johann Wolfgang
Goethe-Universität der diesjährige deutsche evange-
lische Pfarrertag feierlich eröffnet worden. Es ist
das der erste große Pfarrertag nach dem 30. Januar
1933. Bekanntlich hielt früher der Verband deutscher
Pfarrervereine, der 35 Vereine mit etwa 15—16,000
Mitglieder umfaßt, alljährlich seinen deutschen Pfar«
rertag ab. Aus den Reden, die in Frankfurt gekalten
wurden, ist zu erkennen, daß die in Frankfurt ver-
sammelte Pfarrerschaft sich in ihrer großen Majo-
rität hinter die Neichsregierung stellt. So betonte
in seiner Begrüßungsansprache der Pfarrer N e i l ,
der gewaltige Umbruch der Zeit habe auch auf das
kirchliche Leben übergegriffen. Die Kirche dürfe
jedoch keinen Streit um Formen haben. Und beim
Eintr i t t in die Tagesordnung überbrachte Min i -
sterialdirektor J ä g e r , der Nechtswalter der deut-
schen evangelischen Kirche, die Segenswünsche der
Neichsregierung. I n seiner Nede führte er dann
aus, das Entscheidende auf dem Wege zur Reichs-
kirche sei die E i n g l i e d e r u n g der Landeskirchen
in die Neichskirche gewesen. Es könne durchaus sein,
daß eine einheitliche Reichskirche einen freien, völlig
unantastbaren Bekenntnisraum umschließe. Jäger
verteidigte dann die NeichZkirche gegen die seitens
der Opposition erhobenen Vorwürfe der Ungesetz-
Mäßigkeit der Nationalsynode. Er erklärte, daß die
Absicht bestehe, den durch die Neichsgesetzgebung der
Beamten vorgeschriebenen S t a a t s e i d auch den
k i r c h l i c h e n B e a m t e n abzunehmen. Als Ver-
treter der Vekemltmsgememschaft sprach dann der
Berliner Missionsdirettor Dr. K a n , der ausführte,
daß im Gegensatz zu der Anschauung Lessings Bibel
und Bekenntnis niemals voneinander getrennt ge-
wesen seien. Die Kirche sei Trägerin des Wortes
von Christus und Gemeinschaft von besonderer
Eigenart. Die Gegenwart veranlasse eine neue Be-
sinnung auf Bibel und Bekenntnis, einmal weil der
neue Staat von der Kirche eine Stellungnahme ihm
gegenüber verlange, dann auch, weil eine religiöse
Bewegung im Gange sei, die das deutsche Volk vom
Christentum wegführen wolle. Diese Bewegung
könne nur zu verstehen sein als ein Teil der reli-
giösen Krankheiten des gesamten Zeitalters des
Säkularismus. D i e A u f g a b e d e r K i r c h e
k ö n n e n u r ü b e r d i e B e k e n n t n i s k i r c h e
z u r V o l k s k i r c h e f ü h r e n . Oberkirchenrat
L a n g m a n n setzte diesem Vorredner gegenüber
den Standpunkt der Deutschen Christen ausein-
ander, wonach die Pfarrer sich darüber klar sein
müßten, daß sie in der deutschen evangelischen Kirche
Christus zu verkünden hätten. Bei allen Kämpfen
dürfe nicht vergessen werden, daß die feindlichen
Brüder doch Brüder seien. Bibel und Bekenntnis
seien auch für die Deutschen Christen maßgebend.
Die Bibel aber sei Menschenwerk und Menschenwort.
I m Dritten Reich, fuhr er fort, habe die Kirche mit
etwas Konkretem ihren Dienst zu tun. Sie sei in
die gegebenen Ordnungen hineingestellt, und der
T o t a l i t ä t s a n s p r u c h des S t a a t e s ver-
lange, daß der Pfarrer sein Amt richtig verwalte.

Nur wenn ReichMschuf Müller zurücktritt...
Berlin, 12. Sept. (United Preß.) Der B i scho f -

sitz der evangelischen Kirche von Berlin wird nach
Abgang des Bischofs Karow immer noch kommissa-
risch durch Probst Eckert verwaltet. Die Reichs-
kirchenregierung hat das Amt vor kurzem dem
früheren Generalsuperintendenten E g e r aus
M a g d e b u r g a n g e b o t e n , der vorher Pfarrer
in Tahlen und Vorgänger Niemöllers war. Eger
hat das Amt a b g e l e h n t . Er werde a n n e h »
m e n l " ' "n Ncichsbischof M ü l l e r vorher z u -
rück i. r e ^ e.

Stellvertreter für den Reichsbischof.
Ag. (D. N. B.) Am Mittwoch wurde Pastor Dr.

E n g e l k e in das Amt des Vikars der deutschen
evangelischen Kirche berufen. Der Auftrag dieses
Amtes liegt in der Stellvertretung und der beson-
deren Hilfeleistung des Neichsbischofs.

Die Iwangsmasznahmen
gegen die evangelische Kirche Württembergs.

Der Berliner Korrespondent der Londoner „ T i m e s "
gibt seinem Blatt folgende Darstellung der neuesten kirch-
lichen Entwicklung in Württemberg:

«Ein offizieller Stuttgarter Bericht erklärt, Dr. Jä-
ger, der Rechtswalter im Kirchenministermm des Reichs-
öischofs, habe eben Gelegenheit gehabt, den Stand der
Dinge in der Verwaltung der Kirche von Württemberg
zu untersuchen. Gewisse finanzielle Gesichtspunkte hät-
ten seine Aufmerksamkeit erregt, und die vorläufige
Untersuchung m bezug auf behauptete Transaktionen, die
die Übertragung von Fonds über die Grenzen der Lan-
deskirche hinaus im Gefolge hatten, machten, wie es
scheint, die Ernennung einer Kommission Zur unbeding-
ten Notwendigkeit. Herr Walzer von der Berliner Kir»
chenverwaltung, wurde zum Kommissar ernannt mit der
Aufgabe, eine erschöpfende Untersuchung der administra-
tiven Lage vorzunehmen und in die einschlägige Materie
Klärung zu bringen. Daß diese geheimnisvollen Finanz-
transaktionen in dem Moment bekannt werden mußten,
da nichts unterlassen wird, um die Kirchen von Würt-
temberg und Bayerns gleichzuschalten, das ist eines die-
ser Zusammentreffen, die angesichts der Erfahrungen im
Kirchenlonflilt seit dem Frühsommer des vergangenen
Jahres nicht mehr als Ueberraschung wirken können.

Was man aus Württemberg erfährt, das zeigt in der
Tat, daß da Dinge vor sich gingen, die man beinahe als
eine regelrechte Strafexpedition in das Herz der würt-
tembergischen Landeskirche bezeichnen konnte, gefolgt von
einem deutlichen Aufschluß über nationalsozialistische
Pläne für eine deutsche Nationalkirche, die sich von jeder
der hauptsächlichen christlichen Kirchen, wie man sie bis
jetzt kannte, unterscheiden würde. Der Vorwand für Dr.
Jägers Einfall in Stuttgart am Samstag war nicht
unbegründet. Es waren von der Kirche Württembergs
zwei Finanztransaltionen borgenommen worden, die die
Übertragung von Fonds mit sich brachten. Die Sum-
men wurden übertragen von einem Fonds für kirchliche
Spezialzwecke, von dem die Leitung der Kirche von Nü r t -
temberg behauptet, sie habe das völlige Verfügungsrecht
darüber in dem Sinne, wie sie es für gut befunden
habe. Die Uebertragungen waren offenbar wegen der
Möglichkeit einer Besitzergreifung der Landeskirche durch
die Neichslirchenverwaltung vorgenommen worden. Sie
wurde übrigens kürzlich rückgängig gemacht, wie es
scheint, damit sie nicht einen wenn auch noch so unge-

rechtfertigten Grund zu einer Klage liefern könnten. VZ
war aber zu spät; die TatsaHe, daß sie überhaupt statt-
fanden, war für ein Eingreifen von Berlin aus aus-
reichend.

Dr. Jäger kam mit seinem Stab nach Stuttgart,
und nach einer Unterredung mit Bischof Dr. Wurm ent-
bot er alle Amtsträger in der lokalen Kirchenorganisa«
tion zu sich und hielt an sie eine Ansprache. Nachdem
er die vorgenommenen Transaktionen erwähnt und die
Ernennung eines Kommissars angekündigt hatte, setzte er
auseinander, daß Bischof Wurm inskünftig nur das gei-
stige Haupt der württemberglschen Kirche sein werde.
Er erklärte seine Absicht, die Verfassung zu handhaben
auf Grund der Beschlüsse der „Nationalsynode" im
August und des jüngst erlassenen Gesetzes, das praktisch
die beiden süddeutschen Kirchen der Neichskirche einver-
leibt. Bischof Wurm müsse, so erklärte er, kraft dieses
Gesetzes alle Weisungen des Neichsbischof Müller befol-
gen, und so befehle er ihm im Namen des NeichZbischofs,
jeden Widerstand gegen das zentrale Regime und c»/le
Erklärungen von der Kanzel einzustellen.

Den versammelten Inhabern von kirchlichen Aemtern
wurde, wie es scheint, gesagt, daß sie ihrem Bischof nicht
länger zu gehorchen hätten. Dr. Jäger soll darauf er-
klärt haben, daß der Bischof und die Beamten der Kirche
sich jetzt dem Stand der Dinge unterordnen müßten, den
der oberste Führer wünsche, mit welchem Ausdruck, wie
man annimmt, Herr Hitler gemeint war. Schließlich
fragte Dr. Jäger die versammelten kirchlichen AmtZ-
inhaber, ob jemand immer noch die verfassungsmäßige
Gültigkeit seiner Maßnahmen anfechte. Oberkirchenrat
Pressel, der Führer des lokalen PfarrernotbundeZ, und
Oberkirchenrat Schauffler, die beiden Senioren unter den
Würdenträgern und hauptsächlichen Ratgeber des B i -
schofs Wurm, erklärten sofort, daß sie die Gültigkeit die-
ser Maßnahmen nicht anerkennen könnten und ihren
Widerstand fortführen würben. Sie wurden auf der
Stelle ihrer Aemter enthoben."



) em vurgerttchen X!weralismus und der Nevo
lution kein Nuum für eine allein regierungsfähige
Mittelpartei vorhanden ist. Eine bürgerliche Mehr-
heit ist jetzt, mitten in den Verheerungen der Wirt-
schafts- und Geisteskrise, nur mit der Formel der
bürgerlichen Einigung denkbar. Und wenn die Radi-
kalen ein anderes Experiment wagen sollten, so
stände nicht nur das Schicksal des Kabinetts Dou-
mergue, sondern auch das der Republik auf dem
Spiel.

Ein Teil der Radikalen sieht das auch ein, und
heute sind die Meinungen noch nichts weniger als
geschlossen. Vor dem Kongreß von Nantes finden
die k a n t o n a l e n W a h l e n für die Departe-
mentsparlamente statt. Das Volk hat da eine Ge-
legenheit, sich zur Frage der Fortdauer der natio-
nalen Einigung unter Doumergue auszusprechen
und den Entscheid des radikalen Parteikongresses
zu beeinflussen. Und Herr Doumergue hat noch Ge-
legenheit zu einem wirkungsvollen Appell ans Land.
Er will sie am 21. September durch den Rundfunk
nützen. Alles kommt darauf an, daß es ihm gelingt,
die erlahmten Hoffnungen wieder zu beleben.

Totschlägern Gebrauch machten. Nach Dunkelwerden grif-
fen «fliegende Brigaden" in verschiedenen Stadtteilen die
PMzeipatromllen an. Die Stakt lag in Vö l le r Finster-
nis, da die Streikenden sämtliche Laternen zerstört hatten;
die gMM Beleuchtung erfolgte durch cruf Kraftwagen nwn-
tieite Schoinwerfer., die von der Nationalftarde gestellt
wurden.

Unterzeichnung des baltischen Pakts.
September. Ass. Der von E s t l a n d . L e t t -

" Vertrau für gegen-
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euo. Ätacy oen mutigen Ereignissen vom Februar
und Ju l i dieses Jahres, wo eine revolutionäre Minder-
heit den Staat in seinen Grundfesten erschütterte, soll
die neue Verfassung berufen sein, das Land einer besseren
Zukunft entgegenzuführen. Die Negierung reicht auch
ihren früheren p o l i t i s c h e n G e g n e r n die Bruder-
hand und ist bestrebt, mit allen Kreisen zusammenzu-
arbeiten, insbesondere m i t d e n A r b e i t e r n , die
gewillt sind, sie bei der Erfüllung ihrer schweren Auf-
gabe zu unterstützen. Oesterreich ist anderseits bereit,
mit a l l e n S t a a t e n in Verhandlungen einzutreten,
die gewillt sind, mit ihm auf wirtschaftlichen und andern
Gebieten zusammenzuarbeiten."

Bundeskanzler Schuschmgg erwähnte bei diesem
Anlaß den auf die Ini t iat ive von Ministerpräsident
Mussolini zwischen Oesterreich, I ta l ien und Ungarn
geschaffenen Freundschaftsftakt.

„Oesterreich ist als g u t e r , g e w i s s e n h a f t e r
V e r t r a g s p a r t n e r zu betrachten, der seinen Ver-
pflichtungen nachkommt und seine Schulden bezahlt. Es
ist infolge seiner geographischen Lage und infolge seiner
politischen Situation für die Erhaltung und Festigung
des europäischen Friedens von besonderer Wichtigkeit,
Wenn es allen terroristischen Bestrebungen Widerstand
leistet, die seine Integrität und Unabhängigkeit bedrohen,
so arbeitet es nicht nur in eigenem Interesse, sondern
auch im Interesse des e u r o p ä i s c h e n F r i e d e n s . "

Zum Schlüsse seiner Ausführungen richtete Dr. Schusch-
nissg einen warmen Appell an alle Staaten, Oesterreich
Vertrauen entgegenzubringen und ihm in seinem
schweren Kampf für seine Unabhängigkeit beizustehen,
um so mehr, als Oesterreich immer im Geiste der inter-
nationalen Solidarität des Völkerbundes und im
Sinne des Weltfriedens arbeiten werde.

Die Rede Schuschnigas wurde mit begeistertem Beifall
aufgenommen und machte auf alle Versammelten» den
nachhaltigsten Eindruck.

de Valera verlangt ordentliches Verfahren
bei der Aufnahme Ruhlands.

Als letzter Redner sprach in der Generaldebatte der
Völkerbundsversammlung der irländische Minister-
präsident de Valera. I n bczug auf den Eintritt Sowjet-
rutzlands in den Völkerbund erklärte er, daß wahrschein-
lich die erforderliche Z w e i d r i t t e l s m e h r h e i t für
die Aufnahme g e s i c h e r t sei. Da bekanntlich einige
Delegationen der Meinung seien, daß die Frage im
einzelnen geprüft werden sollte, so sollte das ganze
Traktandnm an die P o l i t i s c h e K o m m i s s i o n der
VölkerbundZversammlung gewiesen werden. Dies sei
der geeignete Ort , um die verschiedenen Seiten des
Problems zu erörtern. E i n so lches V e r f a h r e n
z i e h e e r v e r t r a u l i c h e n V e r h a n d l u n g e n i n
H o t e l z i m m e r n e n t s c h i e d e n v o r . Die An-
wendung des normalen Verfahrens für die Aufnahme
Nußlands sei zweifellos das geeignete Vorgehen. I r land

tne englische
zum Völkerbundseintr i t t der Sowjetunion.

I n den «Times" veröffentlicht Lord PMimore , eines
der bekanntesten Mitglieder des britischen Oberhauses
und Sprecher weiter kirchlicher Kreise Englands, folgende
Erklärung zum Völkerbundseintritt der Sowjetunion:

«Während eines lürzlichen Besuches der Schweiz
erkannte ich deutlich, mit welcher Entschiedenheit das
Schweizervolt den Vorschlag, daß die Sowjetunion
bedingungslos i n den Völkerbund aufgenommen werden
und ihr gleicherweise ein ständiger Ratssitz eingeräumt
werden sollte, ablehnt. Ungeachtet seiner traditionellen
Gastfreundschaft gegenüber Völkern aller Rassen und
Religionen ist die Schweiz der Ansicht, daß die Errichtung
einer offiziellen russischen Vertretung in der Praxis
ein Zentrum aktiver kommunistischer Propaganda in
ihrem Lande bedeuten würde. Doch ganz unabhängig
hiervon empfindet die Schweiz, der man die Ehre
erwiesen hatte, Sitz des Völkerbundes zu sein, einen
unüberwindlichen moralischen Widerstand gegen diesen
Bruch aller moralischen Prinzipien, die die eigentliche
Basis und den eigentlichen Zweck des Völkerbundes dar-
stellen. Keine einzige Nation kann mehr im Zweifel
über die Antwort sein, die erfolgen würde, falls man
die Sowjetregierung einer Prüfung auf Grund von
Art. 23 des Paktes und der Minoritätenschuhgesetze
unterziehen wollte. Vor kaum einem Monat machte der
Erzbischof von Canterbury im Oberhaus die Feststellung,
daß die Zustände, die die Sowjetregierung in Nutzland
geschaffen hat, hauptsächlich dafür verantwortlich sind,
daß dort im letzten Jahre wenigstens 3 Millionen
Menschen an Hunger gestorben sind. I m übrigen wird
man sich daran erinnern, daß eine Großmacht wie
Deutschland sich ebenfalls einer Prüfung unterziehen
mutzte, bevor es in den Völkerbund aufgenommen wurde.
I n Anbetracht all dieser Tatsachen ist es nur schwer
ersichtlich, auf Grund welcher Motive ein so mit Recht
allgemein geachteter politischer Führer wie Lord Cecil
für den Eintri t t der Sowjetunion in den Völkerbund
plädiert. I n der Nede, die er am vorigen Freitag vor
der Vülkerbundunion hielt, gab er der Hoffnung Aus-
druck, daß die Sowjetregierung geneigt sein wird, sich
mit anderen Regierungen zu beraten, was Zur Festigung
des Friedens in der Welt getan werden könnte. Diese
Motive, von denen Lord Cecil sich leiten läßt, sind ohne
Zweifel von hoher Art. Doch er scheint zu vergessen,
daß trotz alledem die Sowjetmacht sich ein für allemal
auf eine Politik der Entfachung der Weltrevolution
festgelegt hat. Uud sind nicht, noch bevor sie dem Völker»
bunt, beigetreten ist, ihre Agenten in diesem Sinne
überall am Werke?" Phillimore.

Kloine Entente.
Der vumämsche Ministerpräsident TitulleZcu hat den

ständigen R a t d e r K l e i n e n E n t e n t e auf
heuße einberufen. Diese Tag.ung erhält im Nahmen der
Geuser Verhandlungen., die nicht zuletzt Oestevreich un«d die
Kon«pliidieruny des Donauramnes — man spricht ja schon
von umfassondon Donaupaktplänen — betreffen, erhöhte
Bedeutung.

Lamourvuz' Plüno.
Handelsminister Lanwureux. Mitglied der französischen

Delegation in Genf, der vorübergehend nach Paris zurück-
gekehrt ist, ließ, wie das „Journal des Nations" meldet,
in Genf wissen, er weiche der zweiten Kommissim' der
VöVerbundBvevsnmnHung einen Plan zur N o r m a l i f i e -
r u n g des i n t e r n a t i o n a l e n H a n d e l s unter-
breiten, der aulf einem KomftensaticmZMam für Devisen
beruhen würde, welche die wirtschaftlich Stärkeren den
Schwächeren zur Versügumg stellen könnten. I n diesem
Plan wäre ein Abkommen der IentralnMnbcmken zur
Schaffung eines intennationalen Amtes vorgesehen.

Ein bemerkenswerter Zwischenfall.
0. Genf, 12. Sept. (Piivaitel.) Zu allgemeiner

Verblüffung entstand heute in der sechsten Ko m»
M i s s i o n ein Z w i s c h e n f a l l , der gar keinen
Zusammenhang mit dem Traktandum der Sitzung
hatte. D e r p o l n i s c h e V e r t r e t e r sprach davon,
daß es Staaten gebe, die die elementarsten Gesetze
der Menschlichkeit zu verletzen Pflegen, und zwar
Staaten, die bereits Mitglied des Völkerbundes
seien und solche, die sich zum Eintritt anschickten.

Das zeige, daß der Völkerbund mehr auf die
Qualität als auf die Quantität feiner Mitglieder
schauen follte. Dieses polnische Votum charakterisiert
sich als d e u t l i c h e r A n g r i f f gegen Sow«


